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Verordnung
über die Veränderungssperre VIII-B10/63 

im Bezirk Spandau
Vom 5. Januar 2016

Auf Grund des § 16 Absatz 1 des Baugesetzbuchs in der Fassung 
vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch 
Artikel 6 des Gesetzes vom 20. Oktober 2015 (BGBl. I S. 1722), in 
Verbindung mit § 13 Absatz 1 des Gesetzes zur Ausführung des Bau-
gesetzbuchs in der Fassung vom 7. November 1999 (GVBI. S. 578), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 23. Juni 2015 (GVBl. S. 283), 
wird verordnet:

§ 1
Für das Grundstück Breitestraße 64 im Bezirk Spandau, für das 

das Bezirksamt neben anderen Grundstücken die Aufstellung eines 
Bebauungsplans beschlossen hat, tritt eine Veränderungssperre ge-
mäß § 14 des Baugesetzbuchs ein.

§ 2
Je ein Übersichtsplan mit den Grenzen des räumlichen Geltungs-

bereichs der Veränderungssperre liegt zur kostenfreien Einsichtnah-
me beim Bezirksamt Spandau von Berlin, Abteilung Bauen, Planen, 
Umweltschutz und Wirtschaftsförderung, Stadtentwicklungsamt – 
Fachbereich Stadtplanung und Fachbereich Bauaufsicht, aus.

§ 3
Auf die Vorschriften über 

1.	 die Geltendmachung und die Herbeiführung der Fälligkeit et-
waiger Entschädigungsansprüche für eingetretene Vermögens-
nachteile durch die Veränderungssperre (§ 18 Absatz 2 Satz 2 
und 3 des Baugesetzbuchs) und

2.	 das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen bei nicht fristge-
mäßer Geltendmachung (§ 18 Absatz 3 des Baugesetzbuchs)

wird hingewiesen.

§ 4
Wer die Rechtswirksamkeit dieser Verordnung überprüfen lassen 

will, muss eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften 
des Gesetzes zur Ausführung des Baugesetzbuchs innerhalb eines 
Jahres seit der Verkündung dieser Verordnung schriftlich gegenüber 
dem Bezirksamt Spandau von Berlin geltend machen; der Sachver-
halt, der die Verletzung begründen soll, ist darzulegen. Nach § 32 
Absatz 2 des Gesetzes zur Ausführung des Baugesetzbuchs wird die 
Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften dieses Gesetzes 
nach Ablauf der in Satz 1 genannten Frist unbeachtlich. Die Be-
schränkung des Satzes 1 gilt nicht, wenn die für die Verkündung 
dieser Verordnung geltenden Vorschriften verletzt worden sind.

§ 5
Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- 

und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 5. Januar 2016

Bezirksamt Spandau von Berlin

K l e e b a n k
Bezirksbürgermeister

R ö d i n g
Bezirksstadtrat
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Fünfte Verordnung 
zur Änderung der Sonderabfallgebührenordnung

Vom 9. Februar 2016

Auf Grund des § 13 Absatz 5 Satz 3 des Kreislaufwirtschafts- und 
Abfallgesetzes Berlin vom 21. Juli 1999 (GVBl. S. 413), das zuletzt 
durch Gesetz vom 2. Februar 2011 (GVBl. S. 50) geändert worden 
ist, verordnet die Senatsverwaltung für Stadtentwickung und Um-
welt:

Artikel 1
In § 2 Absatz 2 Satz 1 der Sonderabfallgebührenordnung vom 

24. März 2000 (GVBl. S. 281), die zuletzt durch Verordnung vom 
28. Dezember 2012 (GVBl. 2013 S. 4) geändert worden ist, wird die 
Angabe „0,5“ durch die Angabe „0,1“ ersetzt.

Artikel 2
Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- 

und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 9. Februar 2016

Senatsverwaltung für Stadtentwicklung 
und Umwelt

Andreas G e i s e l
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Dritte Verordnung
zur Änderung der Zuweisungsverordnung

Vom 18. Februar 2016

Auf Grund des § 1 des Gesetzes zur Regelung der Zuweisung amts-
gerichtlicher Zuständigkeiten vom 16. November 2007 (GVBl. S. 579) 
verordnet die Senatsverwaltung für Justiz und Verbraucherschutz:

Artikel I
Änderung der Zuweisungsverordnung

Die Zuweisungsverordnung vom 8. Mai 2008 (GVBl. S. 116), die 
zuletzt durch die Verordnung vom 30. November 2012 (GVBl. 
S. 415) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

„§ 13 
Personenstandssachen

Die Zuständigkeit für Entscheidungen des Amtsgerichts nach den 
§§ 48 und 49 des Personenstandsgesetzes vom 19. Februar 2007 
(BGBl. I S. 122), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 20. 
November 2015 (BGBl. I S. 2010) geändert worden ist, in der je-
weils geltenden Fassung wird im Bezirk des Kammergerichts dem 
Amtsgericht Schöneberg zugewiesen.“

„§ 15 
Familiensachen

Die Zuständigkeit für die Entscheidungen des Amtsgerichts in Fa-
miliensachen im Sinne des § 111 des Gesetzes über das Verfahren in 

Familiensachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen Ge-
richtsbarkeit wird im Bezirk des Kammergerichts für seinen Bezirk 
dem Amtsgericht Köpenick, für die Bezirke der Amtsgerichte Mitte, 
Wedding und Tiergarten sowie für seinen Bezirk dem Amtsgericht 
Pankow/Weißensee, für seinen Bezirk dem Amtsgericht Schöneberg 
und für die übrigen Bezirke der Amtsgerichte dem Amtsgericht 
Tempelhof-Kreuzberg zugewiesen, soweit nicht gemäß § 12 Ab-
satz  2 des Internationalen Familienrechtsverfahrensgesetzes vom 
26. Januar 2005 (BGBl. I S. 162), das zuletzt durch Artikel 6 des 
Gesetzes vom 8. Juli 2014 (BGBl. I S. 890) geändert worden ist, in 
der jeweils geltenden Fassung das Amtsgericht Pankow/Weißensee 
zuständig ist.“

Artikel II
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am 1. März 2016 in Kraft.

Berlin, den 18. Februar 2016

Senatsverwaltung für Justiz 
und Verbraucherschutz
Thomas  H e i l m a n n

Bekanntmachung
der Geschäftsordnung des Verfassungsgerichtshofes 

des Landes Berlin vom 22. Januar 2016 

Das Plenum des Verfassungsgerichtshofes hat sich durch Be-
schluss vom 22. Januar 2016 eine neue Geschäftsordnung gegeben. 
Sie wird gemäß § 12 Absatz 2 Satz 2 des Gesetzes über den Verfas-
sungsgerichtshof (VerfGHG) vom 8.  November 1990 (GVBl. 
S. 2246), zuletzt geändert durch Gesetz vom 19. September 2015 
(GVBl. S. 346), im Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin veröf-
fentlicht. 

Berlin, den 26. Januar 2016

Die Präsidentin des Verfassungsgerichtshofes 
des Landes Berlin

S c h u d o m a
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Geschäftsordnung 
des Verfassungsgerichtshofes des Landes Berlin

Vom 22. Januar 2016

Erster Teil

Organisation und Verwaltung 

§ 1 
Plenum

(1) 1Die Präsidentin unterrichtet im Rahmen der ihr obliegenden 
Aufgaben (§ 10 Abs. 1 VerfGHG) die Mitglieder des Verfassungs-
gerichtshofes über alle wichtigen, den Verfassungsgerichtshof oder 
dessen Mitglieder betreffenden Vorgänge. 2Fragen von grundsätzli-
cher Bedeutung wird sie mit der Gesamtheit der Mitglieder des Ver-
fassungsgerichtshofes (Plenum) beraten. 

(2) 1Die Präsidentin beruft das Plenum des Verfassungsgerichts-
hofes nach Bedarf ein. 2Sie ist hierzu verpflichtet, wenn der Vize-
präsident oder mindestens drei Mitglieder des Verfassungsgerichts-
hofes unter Angabe des Beratungsgegenstandes dies verlangen. 

§ 2 
Geschäftsstelle und Register

(1) Der Verfassungsgerichtshof unterhält eine Geschäftsstelle. 
(2) Die Geschäftsstelle führt ein Verfahrensregister und ein allge-

meines Register. 
(3) 1In das Verfahrensregister werden jahrgangsweise die zur Zu-

ständigkeit des Verfassungsgerichtshofes gehörenden Sachen nach 
der zeitlichen Reihenfolge ihres Eingangs unter Zuteilung einer Ge-
schäftsnummer eingetragen. 2Anträge nach § 31 VerfGHG werden 
als gesonderte Verfahren, aber unter der gleichen Geschäftsnummer 
wie die Hauptsache geführt. 3Zur Geschäftsnummer wird der Buch-
stabe A hinzugesetzt. 

(4) 1In das allgemeine Register werden jahrgangsweise alle an den 
Verfassungsgerichtshof gerichteten Anträge oder Eingaben eingetra-
gen, die offenbar einer Entscheidung durch den Verfassungsge-
richtshof nicht zugänglich sind. 2Hierzu rechnen insbesondere Ein-
gaben, mit denen weder ein bestimmter Antrag verfolgt noch ein 
Anliegen geltend gemacht wird, für das eine Zuständigkeit des Ver-
fassungsgerichtshofes besteht. 

(5) 1Die Entscheidung, ob ein Vorgang in das allgemeine Register 
einzutragen ist, trifft die Präsidentin. 2Ein im allgemeinen Register 
eingetragener Vorgang ist in das Verfahrensregister zu übertragen, 
wenn das Plenum die Übertragung beschließt. 

§ 3 
Abwesenheit der Mitglieder 

des Verfassungsgerichtshofes
Die Mitglieder des Verfassungsgerichtshofes zeigen der Präsiden-

tin Ortsabwesenheit von längerer Dauer sowie Krankheit rechtzeitig 
an. 

§ 4 
Wissenschaftliche Mitarbeiterinnen 

und Mitarbeiter
1Die wissenschaftlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter unter-

stützen die Arbeit des Verfassungsgerichtshofes. 2Für die Teilnahme 
an Beratungen gilt § 15 VerfGHG i.V.m. § 193 GVG. 

§ 5 
Verlautbarungen

Verlautbarungen des Verfassungsgerichtshofes, insbesondere 
Presseerklärungen, veranlasst die Präsidentin. 

§ 6 
Veröffentlichung von Entscheidungen

(1) Die Präsidentin veranlasst die im Gesetz über den Verfas-
sungsgerichtshof vorgesehene Veröffentlichung von Entscheidungs-
formeln (§ 30 Abs. 2 VerfGHG). 

(2) Die zur Veröffentlichung bestimmten Entscheidungen werden 
in einer autorisierten Sammlung oder in sonst geeigneter Weise ver-
öffentlicht. 

(3) 1Zum Zweck der Veröffentlichung können der Entscheidung 
Leitsätze beigefügt werden. 2Sie sind nicht Bestandteil der Entschei-
dung. 3Die Leitsätze werden vom Plenum beschlossen. 

(4) Über den Antrag auf Erteilung von Abschriften von Entschei-
dungen entscheidet die Präsidentin. 

§ 7 
Siegel

Der Verfassungsgerichtshof führt ein großes und ein kleines Lan-
dessiegel mit der Umschrift „Verfassungsgerichtshof des Landes 
Berlin“. 

Zweiter Teil

Verfahrensergänzende Vorschriften

§ 8 
Berichterstatterinnen und Berichterstatter

(1) Die Entscheidungen des Verfassungsgerichtshofes werden 
durch Berichterstatterinnen und Berichterstatter vorbereitet. 

(2) 1Das Plenum beschließt zu Beginn eines jeden Kalenderjahres, 
nach welchen Grundsätzen die Mitglieder des Verfassungsgerichts-
hofes zur Berichterstattung herangezogen werden. 2Das Plenum 
kann diese Grundsätze jederzeit ändern. 

(3) Die Bearbeitung der in das allgemeine Register eingetragenen 
Sachen erfolgt durch die Präsidentin.

§ 9 
Vorschuss gemäß § 33 Abs. 6 VerfGHG

1Wird die Zahlung eines Vorschusses auf die Gebühr angeordnet 
(§ 33 Abs. 6 VerfGHG), wird das Verfahren erst fortgesetzt, wenn 
der Vorschuss gezahlt ist. 2Das Plenum kann anders entscheiden. 

§ 10 
Vorbereitung und Beratung der Entscheidung

(1) 1Das berichterstattende Mitglied des Verfassungsgerichtshofes 
legt bei allen Sachen, in denen eine mündliche Verhandlung statt-
findet, ein schriftliches Votum vor. 2In allen übrigen Sachen legt es 
nach seinem Ermessen ein Votum oder einen begründeten Entschei-
dungsentwurf vor. 3In der Regel obliegt ihm die schriftliche Abfas-
sung der vom Verfassungsgerichtshof getroffenen Entscheidung. 
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(2) 1Die Entscheidungsvorlagen werden in Beratungssitzungen 
des Verfassungsgerichtshofes behandelt. 2Die Beratungssitzungen 
finden in der Regel einmal monatlich zu Terminen statt, die vom 
Plenum festgelegt werden. 

(3) Die Tagesordnung soll drei Wochen vor dem Beratungstermin 
mitgeteilt werden. 

(4) 1Nachträglich kann die Präsidentin Beschlüsse nach §  23 
VerfGHG, Einstellungsbeschlüsse und, wenn besondere Gründe 
vorliegen, auch sonstige Sachen auf die Tagesordnung setzen. 2Sie 
sind auf die nächste Sitzung zu vertagen, wenn ein Mitglied des Ver-
fassungsgerichtshofes dies verlangt.

(5) Entscheidungsentwürfe – außer wenn sie verfahrensrechtliche 
Beschlüsse oder Beschlüsse nach § 23 VerfGHG betreffen – sind vor 
der Weiterleitung an die übrigen Mitglieder des Verfassungsge-
richtshofes dem mitberichterstattenden Mitglied zuzuleiten, das sich 
zu ihnen äußert, falls es dem Entwurf nicht zustimmt.

(6) Hat ein Mitglied des Verfassungsgerichtshofes Bedenken 
gegen einen ihm zugeleiteten Entscheidungsvorschlag, soll es dies 
dem berichterstattenden Mitglied unverzüglich mitteilen. 

(7) 1Jedes Mitglied des Verfassungsgerichtshofes, das an einer 
Entscheidung mitgewirkt hat, kann bis zu deren Verkündung oder 
bis zu deren Ausfertigung zum Zwecke der Zustellung die Fortset-
zung der Beratung verlangen, wenn es seine Stimmabgabe ändern 
will. 2Es kann beim Plenum die Fortsetzung der Beratung beantra-
gen, wenn es bisher nicht erörterte Gesichtspunkte vortragen möchte 
oder wenn ihm ein Sondervotum dazu Anlass gibt. 

§ 11 
Mündliche Verhandlung

(1) 1Sobald der Termin zur mündlichen Verhandlung bestimmt ist, 
sind die Beteiligten mit einer Frist von mindestens einem Monat zu 
laden. 2In dringenden Fällen kann die Präsidentin die Frist abkürzen. 

(2) In der mündlichen Verhandlung tragen die Mitglieder des Ver-
fassungsgerichtshofes die vom Plenum beschlossene Amtstracht. 

§ 12 
Entscheidung

(1) 1Eine Entscheidung wird erst verkündet oder zugestellt, wenn 
sie schriftlich begründet und unterzeichnet ist. 2Ist ein Mitglied des 
Verfassungsgerichtshofes, das an der Entscheidung mitgewirkt hat, 
an der Unterschrift verhindert, beurkundet dies die Präsidentin. 

(2) Wird ein Verkündungstermin anberaumt, genügt für dessen 
Wahrnehmung die Anwesenheit von drei Mitgliedern des Verfas-
sungsgerichtshofes.

§ 13 
Sondervoten

(1) Ein Mitglied des Verfassungsgerichtshofes, das ein Sonder-
votum (§ 29 Abs. 2 VerfGHG) abgeben will, soll diese Absicht so 
früh wie möglich, spätestens unmittelbar vor der Unterzeichnung 
der Entscheidung durch die Mitglieder des Verfassungsgerichtsho-
fes mitteilen. 

(2) 1Das Sondervotum ist binnen zwei Wochen nach Unterzeich-
nung der Entscheidung zu den Akten zu geben. 2Die Präsidentin 
kann die Frist um weitere zwei Wochen verlängern. 

(3) 1Die Verkündung oder Zustellung der Entscheidung erfolgt 
grundsätzlich erst nach Vorliegen des Sondervotums. 2In dringenden 
Fällen kann die Verkündung oder Zustellung erfolgen, bevor das 
Sondervotum zu den Akten gegeben ist. 3In diesem Fall ist darauf 
hinzuweisen, dass ein Sondervotum beabsichtigt ist. 4Wird das Son-
dervotum nicht innerhalb der für seine Einreichung bestimmten 
Frist zu den Akten gegeben, wird die Entscheidung ohne Sondervo-
tum und ohne Hinweis auf ein zu erwartendes Sondervotum verkün-
det oder zugestellt. 

§ 14 
Akteneinsicht

(1) 1Die Verfahrensbeteiligten haben das Recht auf Akteneinsicht. 
2Die der Vorbereitung der Entscheidung dienenden Voten und sons-
tigen Unterlagen unterliegen nicht der Akteneinsicht. 

(2) Nicht am Verfahren beteiligten Personen kann Akteneinsicht 
unter den Voraussetzungen der §§ 18a, 18b VerfGHG gewährt wer-
den. 

(3) 1Über Anträge auf Akteneinsicht entscheidet die Präsidentin. 
2Gegen ihre Entscheidung kann das Plenum angerufen werden. 

(4) 1Die Verfahrensakten des Verfassungsgerichtshofes werden 
nicht hinausgegeben. 2Über Ausnahmen im Sinne von § 18b Abs. 4 
Satz 2 VerfGHG entscheidet das Plenum. 

(5) 1In Fällen, in denen eine Anhörung nach § 53 Abs. 1 und 
Abs. 2 VerfGHG stattgefunden hat und keine Sachentscheidung er-
geht, erhalten die Beteiligten ein zuvor ergangenes Hinweisschrei-
ben regelmäßig mit dem Beschluss nach § 23 VerfGHG. 2Bittet ein 
Gericht, dessen Entscheidung Gegenstand einer Verfassungsbe-
schwerde war, nach Abschluss des Verfahrens um Übersendung 
eines Hinweisschreibens, entscheidet über die Freigabe im Einzel-
fall das Plenum auf Vorschlag des berichterstattenden Mitglieds des 
Verfassungsgerichtshofes.     

(6) 1Die Vernichtung der Verfahrensakten ist frühestens zehn Jah-
re nach Abschluss des Verfahrens zulässig. 2Die Entscheidung trifft 
die Präsidentin. 3Von der Vernichtung ausgeschlossen sind die Ur-
schriften der Entscheidungen. 4Vollständige Verfahrensakten ein-
schließlich der Voten können wegen ihrer rechtsgeschichtlichen Be-
deutung von der Präsidentin oder dem Plenum von der Vernichtung 
ausgeschlossen werden. 5Sie können durch Beschluss des Plenums 
dem Landesarchiv übergeben werden. 

§ 15 
Verzögerungsbeschwerde

(1) Eine Stellungnahme nach § 58c Abs. 1 VerfGHG ist in der 
Regel nach Aufforderung durch das berichterstattende Mitglied des 
Verzögerungsbeschwerdeverfahrens vorzulegen.

(2) Das berichterstattende Mitglied des Verzögerungsbeschwerde-
verfahrens kann die Akten des beanstandeten Verfahrens beiziehen, 
soweit die Akteneinsicht nicht nach § 14 Abs. 1 Satz 2 ausgeschlos-
sen ist. 

§ 16 
Verfahren bei Ausschließung vom Richteramt 

(§ 16 VerfGHG) und Ablehnung wegen 
Besorgnis der Befangenheit (§ 17 VerfGHG)

(1) Es liegt in der Verantwortung jedes Mitglieds des Verfassungs-
gerichtshofes, von sich aus Umstände in einer dienstlichen Erklä-
rung mitzuteilen, die für einen Ausschluss oder einen Befangen-
heitsgrund aus Sicht der Beteiligten sprechen könnten.

(2) 1Wirkt ein Mitglied des Verfassungsgerichtshofes an der Ent-
scheidung über seinen Ausschluss oder ein Ablehnungsgesuch nicht 
mit, werden ihm die entsprechenden Beschlussentwürfe vor der Be-
ratungssitzung nicht übersandt. 2Die Geschäftsstelle teilt dem Be-
troffenen mit, dass in dem Verfahren zunächst über seinen Aus-
schluss oder die Befangenheit entschieden wird.    

§ 17 
Inkrafttreten

Diese Geschäftsordnung tritt am Tag nach der Bekanntmachung 
in Kraft; gleichzeitig tritt die Geschäftsordnung des Verfassungsge-
richtshofs des Landes Berlin vom 6. Dezember 1994 (GVBl. S. 504) 
außer Kraft.
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Druckfehlerberichtigung

Das jeweilige Ausfertigungsdatum

	 des Gesetzes zur Beschleunigung des Wohnungsbaus (Wobau-
BeschlG) vom 4. Februar 2016 (GVBl. S. 26),

	 des Gesetzes zur Neuregelung der Stiftung Naturschutz Berlin 
vom 4. Februar 2016 (GVBl. S. 28),

	 des Gesetzes zur Unterbringung und Versorgung von Flüchtlin-
gen auf Randflächen des Tempelhofer Feldes vom 4. Februar 
2016 (GVBl. S. 31),

	 des Gesetzes zur Änderung des Schulgesetzes und des Allge-
meinen Zuständigkeitsgesetzes vom 4. Februar 2016 (GVBl. 
S. 33),

	 des Gesetzes über den Beruf der Gesundheits- und Krankenpfle-
gehelferin und des Gesundheits- und Krankenpflegehelfers im 
Land Berlin (Berliner Krankenpflegehilfegesetz – BlnKPHG) 
vom 4. Februar 2016 (GVBl. S. 35) und

	 des Zweiten Gesetzes zur Änderung des Berliner Architekten- 
und Baukammergesetzes vom 4. Februar 2016 (GVBl. S. 40)

muss wie folgt richtig lauten:

	„4. Februar 2016“
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